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11.48 

Abgeordneter Dr. Peter Pilz (JETZT): Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! Zu den wissenschaftlichen Ausführungen meines Vorred-

ners werde ich mich nicht äußern, zu einer kurzen Bemerkung des Herrn Bundesminis-

ters sehr wohl. 

Herr Bundesminister! Wenn meine Kollegin Alma Zadić hier über eine europäische 

Richtlinie spricht und auch darüber, wie der Missbrauch dieser europäischen Richtlinie 

durch den Innenminister auch zu großem Schaden für die europäische und menschen-

rechtliche Position der Republik Österreich weit über Europa hinaus führen kann, dann 

ist es nicht Ihre Aufgabe, ihr zu erklären, dass sie das hier nicht zu diskutieren hat! 

(Beifall bei JETZT.) 

Herr Bundesminister, Sie werden uns nicht erklären – vielleicht ist das in Ihrer Partei 

und in der FPÖ üblich, im österreichischen Nationalrat ist es nicht üblich, dass ein 

Minister versucht, das Abgeordneten insbesondere der Opposition zu erklären –, worü-

ber wir in diesem Plenum zu reden haben! (Zwischenruf des Abg. Deimek.) Und des-

wegen reden wir über die Art und Weise, wie die Bundesregierung mit Europa umgeht, 

und darüber, welcher Schaden der Republik Österreich, den Grundrechten dieser 

Republik und den Grundrechten dieser Europäischen Union durch die Bundesregie-

rung und insbesondere durch die Freiheitliche Partei droht. 

So, und jetzt komme ich noch einmal zur Aufnahmerichtlinie, denn wir dürfen nicht nur 

darüber sprechen, sondern wir müssen darüber sprechen. Das ist eine der wichtigen 

und großen Auseinandersetzungen der nächsten Monate, und es wird nicht nur von 

Brüssel aus sehr genau beobachtet, was der österreichische Innenminister da vorhat. 

(Abg. Rosenkranz: Das schaut sich auch der Herr Pilz an, da fürchten wir uns jetzt 

aber!) 

Kurz zum Sachverhalt, der uns allen bekannt ist: Es ist noch eine Untersuchung 

darüber ausständig, wer politisch die Verantwortung dafür trägt, dass ein 14-fach 

Vorbestrafter, der zu Recht aus Österreich ausgewiesen worden ist, mittels Schleppern 

wieder eingereist ist und einen Mord an einem österreichischen Beamten in Dornbirn 

begangen hat, wer dafür verantwortlich ist, dass diese Person zum Tatzeitpunkt nicht 

in Schubhaft gesessen ist. 

Jetzt sagen Kolleginnen und Kollegen der Freiheitlichen Partei – angefangen beim 

Innenminister –: Schuld ist die fehlende Umsetzung einer europäischen Richtlinie! – 

Das ist eine tolle Neuigkeit vonseiten der Freiheitlichen Partei, dass wir mehr euro-
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päische Richtlinien umsetzen sollen. Das heißt, schuld ist das Parlament, weil es in der 

Umsetzung einer europäischen Richtlinie säumig ist. Alle Fakten deuten aber darauf 

hin – und das muss untersucht werden –: Schuld ist Behördenversagen! (Zwischenruf 

des Abg. Deimek.) 

Nach § 76 Fremdenpolizeigesetz hätte dieser Herr selbstverständlich und rechtzeitig in 

Schubhaft genommen werden können, und es gibt eine einzige Person, die politisch 

dafür verantwortlich ist, dass diese Schubhaft nicht verhängt worden ist, wodurch 

Schlimmstes hätte verhindert werden können: der Innenminister der Republik 

Österreich. Er ist der einzige politisch Verantwortliche (Beifall bei JETZT und bei Abge-

ordneten der SPÖ), und ich plädiere für eine penible parlamentarische Untersuchung, 

um diese Verantwortung festzustellen. 

Und was passiert jetzt? – Jetzt kommen freiheitliche Richtlinienumsetzer und sagen: 

Ja, da müssen wir jetzt das Bundesverfassungsgesetz über den Schutz der persön-

lichen Freiheit aus 1988 ändern! – Und was will der Innenminister ändern? – Er hat es 

bei seiner Pressekonferenz am 25. Februar ganz klar gesagt: Er will, dass es einen 

neuen präventiven Haftgrund gibt, noch bevor eine Tat begangen worden ist; einen 

präventiven Haftgrund, nämlich die Gefährdung der nationalen Sicherheit und der 

öffentlichen Ordnung. 

Wenn heute meist jüngere Männer in auffrisierten Golf GTI in Richtung Wörthersee 

fahren, dann nehmen nicht nur Kärntner Polizisten an, dass es zu einer eigentlich mit 

Sicherheit erwarteten Störung der öffentlichen Ordnung kommen wird. Natürlich sagt 

jetzt der Innenminister: Nein, ich meine ja nicht die Golf-GTI-Fahrer, nur Asylwerber! –

Vergessen wir aber eines nicht: Wenn die Verfassung einmal geändert wird – das steht 

dann nicht so in der Verfassung drin –, dann kann jede Regierungsmehrheit einfach-

gesetzlich feststellen, um wen es geht, und das ist die große Gefahr. Das ist die 

Gefahr, über die wir rechtzeitig reden müssen und die wir rechtzeitig abwenden müs-

sen. (Beifall bei JETZT.) 

Dann können es andere sein, dann können es Tierschützer sein, dann können es 

UmweltaktivistInnen sein – dann kann es sein, wer immer der Freiheitlichen Partei 

nicht passt! Was passiert, wenn jemand der Freiheitlichen Partei nicht passt? – Das 

sieht man beim Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung. Was 

ist dort passiert? – Obwohl die Beamtinnen und Beamten durch österreichische Ge-

setze eindeutig geschützt sind, ist unter dem Vorwand einer Hausdurchsuchung ein 

Angriff gestartet worden, der es unmöglich macht, dass dort in der Art und Weise, wie 

es die öffentliche Sicherheit verdient, noch die Arbeit des Verfassungsschutzes geleis-
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tet werden kann. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Und niemand kann uns garantieren, 

dass eine Regierungsmehrheit nicht auch auf andere Personengruppen abzielt. (Abg. 

Deimek: Die Frage ist ja schon, ob es eine Lüge ist oder eine gemeine Unwahrheit!) 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Dieser Nationalrat hat viele Aufgaben, aber er hat 

eine herausragende Aufgabe: die Grund- und Freiheitsrechte in dieser Republik ohne 

Wenn und Aber zu schützen (Beifall bei JETZT), und diese Grund- und Freiheitsrechte 

sind heute durch die Freiheitliche Partei und durch den Innenminister gefährdet. 

Wir werden den Fall untersuchen und wir werden alles tun, damit wir die Verfassung 

vor der Freiheitlichen Partei schützen! – Herzlichen Dank. (Beifall bei JETZT und bei 

Abgeordneten der SPÖ.) 

11.55 

Präsidentin Doris Bures: Frau Abgeordnete Dipl.-Ing.in Bißmann ist nun zu Wort ge-

meldet. – Bitte. 

 


